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Deutſches Reich. Bei 2 e a ſich 
; ; sweiſe für den Unterricht in den neueren Spra⸗ 
Reichslande Elſaß-Lothringen. 5 i 

chen beſtimmen, wird als entſprechende Ergänzung 
en er ee 15 2 e 5 des e auch der Nachweis eines or zweier 
Wir Wilhelm, von Gottes Gnaden Deutſcher Kaiſer, Kö— Pitten kuh n een nassen > oder 

nig von Preußen ꝛc., verordnen im Namen des Deutſchen Rei⸗ f RT She 9 ; 
ches für Elſaß⸗Lothringen was folgt: 3) ein obrigkeitliches Zeugniß über den Lebenswandel, 
Zur Prüfung der Kandidaten des höheren Schulamtes ſofern zwiſchen dem Abgange des Kandidaten von 
wird in Straßburg eine wiſſenſchaftliche Prüfungs-Kommiſſion der 1 und ſeiner n zur Prüfung 

eingeſetzt, welche unter der Aufſicht des Ober-Präſidenten ſteht. mehr als ein Jahr vergangen iſt. 


— 


Ihre ordentlichen Mitglieder werden vom Ober-Präſidenten je⸗ 4) eine Darſtellung der bisherigen Lebensverhältniſſe 
desmal auf ein Jahr ernannt; außerordentliche Mitglieder wer⸗ des Kandidaten, worin nicht nur der vollſtändige 
den, ſoweit nöthig, durch den Ober-Präſidenten berufen. Die Name, Geburtsort, Alter, Herkunft, Glaubensbekennt⸗ 
Vorſchriften über die Einrichtung und die Aufgaben der wiſſen⸗ niß anzugeben, ſondern auch über die genoſſene Schul⸗ 


bildung und den Gang der Studien das Nöthige 
mitzutheilen iſt. Es iſt beſonders erwünſcht, wenn 
dabei auch die Theilnahme an den Uebungen eines 
der mit den Hochſchulen verbundenen Seminarien 
nachgewieſen wird. 


ſchaftlichen Prüfungs-Kommiſſion werden von Unſerem Reichs⸗ 
kanzler erlaſſen. 

Urkundlich unter Unſerer Höchſteigenhändigen Unterſchrift 
und beigedrucktem Kaiſerlichen Inſiegel. 


Gegeben Berlin, den 23. Oktober 1872. 5 3 ; . 
(L. S.) Wilhelm. Dieſer Lebenslauf iſt in lateintſcher Sprache abzu⸗ 


8 : 5 faſſen, nur den künftigen Lehrern der neueren Spra⸗ 
In See chen iſt dabei der Gebrauch der franzöſiſchen oder der 
; engliſchen Sprache, den Lehrern der Mathematik und 
951 ie: Be Schl der Naturwiſſenſchaften aber außer dieſen beiden auch 
Reglement für die Prüfung der Kandidaten de eren Schul⸗ der Gebrauch der deutſchen Sprache verſtattet. 
amtes in Elſaß-Lothringen. Vom 23, Oktober 1872. §. 3. Die Kaiſerliche wiſſenſchaftliche Prüfungs⸗Kommiſ⸗ 
§. 1. Prüfungs⸗Behörde. ſion iſt nur verpflichtet zur Annahme der Meldung 


Kandidaten des Schulamtes, welche ſich die Qualifikation 1) ſolcher Kandidaten, welche das letzte Jahr der aka⸗ 
als wiſſenſchaftliche Lehrer an öffentlichen Sekundärſchulen er⸗ demiſchen Studien bei der Univerſität Straßburg ab⸗ 
werben wollen, haben ſich einer Prüfung (pro facultate do- ſolvirt und entweder bis zur Meldung ihren bleiben⸗ 
cendi) zu unterwerfen, welche vor der Kaiſerlichen wiſſenſchaft⸗ den Aufenthalt in Elfaß-Lothringen gehabt, oder in⸗ 
lichen Prüfungs⸗Kommiſſion zu Straßburg abgelegt wird. nerhalb des erſten Jahres ſeit ihrem Abgange von 

§. 2. Meldung zur Prüfung. N der Univerfität ſich zun Prüfung gemeldet haben, 

Die Meldung zur Prüfung geſchieht ſchriftlich bei der Kai⸗ 2) denjenigen, welche Elſaß-Lothringen durch Geburt oder 
ſerlichen wiſſenſchaſtlichen Prüfungs-⸗Kommiſſion mit Bezeichnung durch ihren Wohnſitz angehören, ſowie 
ſowohl der Fächer, als auch der Klaſſenſtufe (obere, mittlere, 3) denjenigen Kandidaten aus anderen Theilen des 
untere), für welche der Kandidat ſeine Lehrbefähigung darzu⸗ Deutſchen Reiches, welche für eine Beſchäftigung an 
thun gedenkt: einer höheren Lehranſtalt in Elſaß-Lothringen in 

Dem Geſuche ſind beizufügen: Ausſicht genommen ſind. 

1) Das Zeugniß der Reife nach der Vollendung der Kandidaten, welche hiernach einen Anſpruch auf Zulaſſung 
Gymnaſial⸗ oder Realgymnaſial⸗Studien, nicht haben, können von der wiſſenſchaftlichen Prüfungs-Kom⸗ 


2) das Univerſitäts-Abgangszeugniß über das vollendete miſſion, wenn die Zahl der abzuhaltenden Prüfungen ſich un⸗ 
akademiſche Triennium. verhältnißmäßig bei ihr häuft, zurückgewieſen werden. 
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Hinſichtlich der Nachprüfungen ſiehe $. 34. 

§. 4. Schulamts⸗Kandidaten, welche die im §. 2 zu 1 und 
2 angegebenen Zeugniſſe nicht beizubringen vermögen, dürfen 
nur auf die von ihnen ſelbſt nachzuſuchende ausdrückliche Er⸗ 
laubniß des Ober-Präſidenten zugelaſſen werden. 

Wenn die Kommiſſion bezweifelt, ob ein Kandidat die er⸗ 
forderliche Tüchtigkeit beſitze oder für die Prüfung hinlänglich 
vorbereitet ſei, ſo ſteht es ihr zwar frei, dem Kandidaten den 
Eintritt in die Prüfung zu widerrathen; derſelbe iſt ihm jedoch, 
wenn er bei ſeinem Entſchluſſe verharrt, nicht zu verſagen. 

Bei erheblichen Zweifeln an der ſittlichen Unbeſcholtenheit 
eines Kandidaten iſt derſelbe zurückzuweiſen. 
§. 5. Unterſchied der facultas docendi für die ver⸗ 

ſchiedenen Arten von Sekundärſchulen. 

Der verſchiedene Charakter der Sekundärſchulen, je nad: 
dem dieſelben hauptſächlich für die Gymnaſial- oder Realgym⸗ 
naſial⸗Studien beſtimmt ſind, hat keinen weſentlichen Einfluß 
auf die wiſſenſchaftliche Prüfung; er iſt nur für die methodiſche 
Anwendung wichtig, welche die Lehrer in den verſchiedenarti— 
gen Anſtalten von ihrem Wiſſen zu machen haben. 

Es iſt daher je nach den verſchiedenen Unterrichtsfächern 
von den künftigen Lehrern der Sekundärſchulen eine im Allge⸗ 
meinen gleiche wiſſenſchaftliche Vorbereitung zu fordern. Dies 
ſchließt jedoch in einzelnen Fällen eine Berückſichtigung der ver⸗ 
ſchiedenen Unterrichtsziele nicht aus. Ueber die Art und das 
Maß dieſer Berückſichtigung iſt bei den einzelnen Gegenſtänden, 
wo ſie zuläſſig, das Nöthige bemerkt. 

Prinzipiell richtet ſich die Prüfung nach den Anforderun⸗ 
gen der Sekundärſchulen mit Gymnaſial-Charakter, und die ei⸗ 
nem Kandidaten zuerkannte Befähigung zum Unterrichte an der⸗ 
artigen Sekundärſchulen gilt auch für Anſtalten mit Realgym⸗ 
naſial⸗Charakter. Einzelne Ausnahmen, in denen für den Un⸗ 
terricht an Sekundärſchulen mit Realgymnaſial-Charakter beſon⸗ 
dere Anforderungen geſtellt werden, enthalten die 58. 22, 23, 27. 

Wenn auf den Wunſch eines Kandidaten oder nach dem 
Ergebniſſe der Prüfung die Qualifikation in einzelnen Fächern 
oder überhaupt auf, Sekundärſchulen mit Realgymnaſial⸗Cha⸗ 
rakter beſchränkt wird, ſo iſt dies in dem Prüfungszeugniſſe 
ausdrücklich anzugeben. 

§. 6. Gegenſtände der Prüfung. 
Die Prüfung erſtreckt ſich: 
1) auf die allgemeine Vorbildung, welche Jeder, der ſich 
dem Lehramte widmet, haben muß, 
2) auf die ſpeziellen wiſſenſchaftlichen Fächer, in denen 
der Kandidat zu unterrichten beabſichtigt. 
§. 7. Die allgemeine Bildung. 

Jeder Schulamts:Kandidat, welcher in höheren Lehranſtal⸗ 
ten unterrichten will, muß den Forderungen allgemeiner Bil⸗ 
dung in der Religionslehre feiner Konfeſſion, in der Philoſo⸗ 
phie und Pädagogik, in der Geſchichte, Geographie und in 
Sprachkenntniſſen genügen. 

Das in dieſer Beziehung von jedem Kandidaten zu For⸗ 
dernde iſt weiterhin bei den einzelnen Gegenſtänden angegeben. 
Das Vorhandenſein der allgemeinen Bildung iſt nur in den⸗ 
jenigen der genannten Gegenſtände für ſich zu erforſchen, in 
welchen der Kandidat eine facultas docendi nicht zu erwerben 
beabſichtigt. In der Pädagogik wird demnach, da dieſelbe ei⸗ 
nen Unterrichtsgegenſtand der höheren Schulen nicht bildet, der 
Stand allgemeiner Vorbildung bei jedem Kandidaten ermittelt 
(ſiehe $. 25). Im Uebrigen bleibt der Kommiſſion überlaſſen, 
von einer Erforſchung der allgemeinen Bildung ſo weit abzu⸗ 


ſehen, als fie durch ein vorzügliches Abiturienten⸗Zeugniß außer 
Frage geſtellt iſt. 

Die Kommiſſion hat in ihrem Prüfungsverfahren die For⸗ 
derungen allgemeiner Vorbildung ſorgfältig von den Anforde- 
rungen zu unterſcheiden, welche behufs der Qualifikation zum 
Unterrichte in den betreffenden Gegenſtänden geſtellt werden 
müſſen. 

§. 8. Die wiſſenſchaftlichen Fächer, in denen eine facul- 
tas docendi erworben werden kann, ſind: 

1) das philologiſch-hiſtoriſche Fach, 
2) das mathematiſch-naturwiſſenſchaftliche Fach, 
3) Religion und Hebräiſch, 
4) die neueren Sprachen. 
§. 9. Form der Prüfung. 

Die Prüfung pro facultate docendi beſteht in ſchriftlichen 
Arbeiten und einer mündlichen Prüfung, woran ſich Probelek⸗ 
tionen anſchließen können (ſiehe $. 16.) 

8.10, Die ſchriftliche Prüfung. 

Jeder Schulamts⸗Kandidat hat einen Aufſatz über ein phi⸗ 

loſophiſches oder pädagogiſches Thema zu liefern und außerdem 


eine oder zwei Aufgaben aus dem Gebiete derjenigen Fachwiſ⸗ 


ſenſchaften zu bearbeiten, für welche er ſich gemeldet hat. Bei 


der Wahl der Gegenſtände wird, ſoweit es mit dem Zwecke der 


Prüfung vereinbar iſt, auf die beſonderen Studien und auf die 
Wünſche des Kandidaten, desgleichen auf ſeinen wiſſenſchaftli⸗ 
chen Standpunkt angemeſſene Rückſicht genommen oder ihm 
auch unter mehreren Aufgaben die Wahl gelaſſen. 

Die Ablieferung der Arbeiten geſchieht binnen einer ſechs⸗ 
monatlichen Friſt, unter genauer Angabe der benutzten Hilfs⸗ 
mittel und mit der an Eides Statt beigefügten ſchriftlichen Ver⸗ 
ſicherung, daß fie ohne fremde Hilfe angefertigt find. Auf be 
ſonders motivirtes Geſuch kann eine weitere Friſt von höchſtens 
ſechs Monaten geſtattet werden. Wird auch dieſe neue Friſt 
nicht eingehalten, ſo erlöſchen die geſtellten Aufgaben. 

Diejenigen Arbeiten, welche die klaſſiſche Philologie und 
die alte Geſchichte betreffen, ſind in lateiniſcher Sprache abzu⸗ 
faſſen; doch iſt für das Fach der alten Geſchichte in einzelnen 
Fällen auch die deutſche Sprache zuläſſig. Aufgaben aus dem 
Gebiete der neueren Sprachen ſind in derjenigen Sprache zu 
bearbeiten, auf welche ſie ſich beziehen. In den übrigen Wiſ⸗ 
ſenſchaften geſchieht die Abfaſſung in deutſcher Sprache, wenn 
nicht der Examinand ſelbſt die lateiniſche, franzöſiſche oder eng⸗ 
liſche wählt. 

Die eingereichten Arbeiten ſind von demjenigen Mitgliede 
der Kommiſſion, in deſſen Fach fie gehören, ſchriftlich zu beur— 
theilen. 

Die Kommiſſion iſt befugt, wenn fie es zu näherer Erfor⸗ 
ſchung der wiſſenſchaftlichen Ausbildung eines Kandidaten für 
zweckmäßig erachtet, außer den oben bezeichneten Arbeiten noch 
eine oder die andere Aufgabe als Klauſurarbeit ohne Hilfsmit⸗ 
tel von demſelben bearbeiten zu laſſen, namentlich die Ueberſet⸗ 
zung eines Textes ins Griechiſche, Lateiniſche, Franzöſiſche, 
Engliſche, ebenſo die Löſung mathematiſcher Aufgaben. 

Bei völlig ungenügender Beſchaffenheit der ſchriſtlichen Prü— 
fungsarbeiten, und wenn nach dem darin ſich ausſprechenden 
Bildungsſtande auch von der Anfertigung neuer Arbeiten ein 
günſtigeres Reſultat ſich nicht erwarten läßt, wird der betref— 
fende Kandidat von der mündlichen Prüfung zurückgewieſen 
(ſiehe §. 32). 

8.11. Ausnahme⸗Beſtimmungen. 
Von der Bearbeitung eines fachwiſſenſchaftlichen Themas 
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können diejenigen Kandidaten entbunden werden, welche nach 
einer förmlichen mündlichen Prüfung und auf Grund einer 
durch den Druck bekannt gemachten Inaugural-Diſſertation bei 
einer philoſophiſchen Fakultät im Deutſchen Reiche zu Doktoren 
der Philoſophie promovirt worden ſind. Falls ein ſolcher Kan⸗ 
didat eine bis in die oberen Klaſſen reichende Facultas docendi 
auch für Lehrfächer in Anſpruch nimmt, welche einem ſeiner 
Diſſertation fremden Gebiete angehören, ſo hat er für dieſe 
Fächer die vorgeſchriebenen ſchriftlichen Arbeiten zu liefern. 
Von der Einreichung eines deutſchen Aufſatzes über ein philo⸗ 
ſophiſches oder pädagogiſches Thema ($. 10) können die pro⸗ 
movirten Kandidaten nicht entbunden werden. 

In gleicher Weiſe kann die Kommiſſion auch eine von ei- 
ner philoſophiſchen Fakultät im Deutſchen Reiche gekrönte Preis⸗ 
ſchrift oder eine andere von dem Kandidaten etwa ſchon her⸗ 
ausgegebene Schrift als Erſatz einer ſchriftlichen Prüfungsar⸗ 
beit gelten laſſen. 

Sollte ein Kandidat, der von einer philoſophiſchen Fakul⸗ 
tät im Deutſchen Reiche zum Doktor der Philoſophie promo⸗ 
virt worden iſt, bei der mündlichen Prüfung ſo mangelhafte 
Kenntniſſe und eine ſo unzulängliche allgemeine Bildung zei⸗ 
gen, daß ihn die Kommiſſion als nicht beſtanden abweiſen 
müßte, ſo iſt ein ſolcher Fall jedesmal dem Ober-Präſidenten 
von dem Vorſitzenden der Kommiſſion unter Einreichung des 
Protokolls anzuzeigen. 

Wegen der Kandidaten, welche eine theologiſche Prüfung 
beſtanden haben, ſiehe $. 24. 


§. 12. Die mündliche Prüfung. 


Die mündliche Prüfung hat zu erforſchen, ob der Kandi⸗ 
dat außer der für den höheren Schulunterricht unentbehrlichen 
allgemeinen Bildung ein für denſelben ausreichendes Wiſſen in 
ſeinen Spezialfächern beſitzt und ihren Zuſammenhang mit ver⸗ 
wandten Gebieten des Lehrplans kennt. Dem Ermeſſen der 
Kommiſſion bleibt überlaſſen, ob und wie weit bei der münd⸗ 
lichen Prüfung auf die gelieferten ſchriftlichen Arbeiten Rück⸗ 
ſicht zu nehmen iſt. 

Die Prüfung derjenigen Kandidaten, welche in der klaſſi— 
ſchen Philologie eine Facultas docendi für die oberen Gym⸗ 
naſialklaſſen erwerben wollen, iſt ſoweit in lateiniſcher Sprache 
zu halten, daß die Fertigkeit des Kandidaten im mündlichen 
Gebrauch derſelben beurtheilt werden kann. Ein entſprechendes 
Verfahren findet bei der Prüfung in den neueren Sprachen Statt 
(ſiehe 8. 22). 

9. 13. Es dürfen nicht mehr als drei Kandidaten in ei⸗ 
nem Termine geprüft werden. Die Anſetzung der Termine 
für das ganze Jahr bleibt der Kommiſſion überlaſſen. Wäh⸗ 
rend der geſetzlichen Univerſitätsferien finden keine Prüfun⸗ 
gen Statt. 

§. 14. Der mündlichen Prüfung muß außer dem exami⸗ 
nirenden Mitgliede jedesmal auch der Vorſitzende und minde⸗ 
ſtens noch ein Mitglied der Kommiſſion beiwohnen. 

8. 15. Ueber die mündliche Prüfung jedes Examinanden 
wird ein beſonderes Protokoll aufgenommen, das von ſämmt⸗ 
lichen Mitgliedern der Kommiſſion zu unterzeichnen und nebſt 
den ſchriftlichen Prüfungsarbeiten den Akten beizufügen iſt. 


Fortſetzung folgt.) 


Königreich Preußen. 

Statut für das geodätiſche Inſtitut. Bom 22. September 1877. 
Aufgabe, Zuſammenſetzung und Reſſort-Verhält⸗ 
niſſe des geodätiſchen Inſtitutes. 

§. 1. Die Aufgabe des geodätiſchen Inſtitutes iſt die 
Pflege der wiſſenſchaftlichen Geodäſie und die Ausführung der 
für die Europäiſche Gradmeſſung innerhalb des Preußiſchen 
Staatsgebietes erforderlichen Arbeiten. Außerdem fungirt daſ— 
ſelbe vermöge des ihm von der allgemeinen Konferenz der Eu⸗ 
ropäiſchen Gradmeſſung ertheilten Auftrages als deren Zentral⸗ 
büreau. 

§. 2. Das geodätiſche Inſtitut wird zuſammengeſetzt aus: 
. einem Präſidenten, 

. vier Sektions⸗Chefs, 
. vier feſtangeſtellten Aſſiſtenten, 
vier weiteren remunerirten Aſſiſtenten, 
e. dem erforderlichen Bureau- und Dienſt-Perſonal. 

Der Präſident iſt befugt, für beſondere Arbeiten oder für 
Vertretungen zeitweilig Hilfsarbeiter nach eigenem Ermeſſen und 
nach Maßgabe der dafür verfügbaren Mittel anzunehmen. 

8.3. Das geodätiſche Inſtitut ſteht als ſolches unter der 
unmittelbaren Aufſicht des Miniſters der geiſtlichen ꝛc. Ange: 
legenheiten. 

Als Zentralbüreau der Europäiſchen Gradmeſſung iſt daſ⸗ 
ſelbe das ausführende Organ der permanenten Kommiſſion die⸗ 
ſes Unternehmens. 

Geſchäftskreis des geodätiſchen Inſtitutes im Preu— 
ßiſchen Staate. 

8.4. Bezüglich der Ausführung des Preußiſchen Anthei⸗ 
les an der Europäiſchen Gradmeſſung hat das geodätiſche In— 
ſtitut folgende Obliegenheiten: 

1) die Ausführung wiſſenſchaftlicher für die Gradmeſſung 
erforderlicher Triangulationen und der zugehörigen Prä- 
ziſions⸗Nivellements, 

2) die aſtronomiſche Beſtimmung der Polhöhen, Azimuthe 
und Längen⸗Unterſchiede für die Hauptpunkte des geo- 
dätiſchen Netzes, 

3) die Beſtimmung der Intenſität der Schwere an allen 
Punkten, wo es erforderlich erſcheint, 

4) die Ausführung anderweitiger Berechnungen und expe⸗ 
rimenteller Unterſuchungen im Intereſſe der Grad— 
meſſung. 

Die Ausdehnung dieſes Arbeitsplanes auf 

5) Beſtimmung der magnetiſchen Konſtanten für die unter 
Nr. 2 und 3 bezeichneten Punkte 

bleibt vorbehalten. 

8.5. Die Publikation der Arbeiten des Inſtitutes erfolgt 
jedesmal thunlichſt bald nach deren Abſchluß, ſpäteſtens inner: 
halb dreier Jahre nach demſelben. 

Mit dieſer Maßgabe bleibt dem Präſidenten die Beſtim⸗ 
mung von Zeit und Reihenfolge der einzelnen Publikationen 
überlaſſen. 

Die Höhe der Auflage und die Zahl der davon im Archive 
des Inſtitutes niederzulegenden Exemplare beſtimmt in jedem 
einzelnen Falle der Präſident. Von jeder Publikation über⸗ 
reicht das Inſtitut ein oder mehrere Exemplare den einzelnen 
Gradmeſſungs-Kommiſſaren und den Gradmeſſungs-Behörden 
derjenigen Staaten, welche an der Europäiſchen Gradmeſſung 
theilnehmen, ſowie den Gradmeſſungs-Behörden außereuropäi⸗ 
ſcher Staaten. 
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Ueber die Vertheilung von Exemplaren an andere Perſo⸗ 
nen, Behörden oder Inſtitute im Intereſſe der Wiſſenſchaft und 
namentlich der Gradmeſſung verfügt der Präſident. 

Die nicht in das Archiv oder zur Vertheilung gelangenden 
Exemplare werden einem geeigneten Buchhändler in Verlag oder 
Kommiſſion gegeben und die einzelnen Stücke zu dem vom Prä⸗ 
ſidenten feſtzuſetzenden Preiſe verkäuflich geſtellt. 

§. 6. Das Inſtitut hat ferner die allgemeine Aufgabe, ſich 
in vollſtändiger Kenntniß von allen wiſſenſchaftlichen Erſchei⸗ 
nungen auf dem Gebiete der im $. 1 bezeichneten Forſchungen 
zu erhalten und ſowohl die theoretiſche, als die praktiſche Fort⸗ 
bildung der Geodäſie zu fördern. Zu erſterem Behufe unter⸗ 
hält das Inſtitut insbeſondere eine eigene Bibliothek. Zu letz⸗ 
terem Zwecke iſt daſſelbe berechtigt, auch theoretiſch-wiſſenſchaft⸗ 
liche oder experimentelle Unterſuchungen von nicht zu dem In⸗ 
ſtitute gehörigen Gelehrten durch Gewährung der Benutzung 
ſeiner Hilfsmittel oder anderweitige Unterſtützung, namentlich 
auch durch Aufnahme ihrer Arbeiten unter die Publikationen 
des Inſtitutes zu fördern. 

Internationaler Geſchäftskreis des geodätiſchen 
Inſtitutes. 

9. 7. In feiner Eigenſchaft als Zentralbüreau der Euro⸗ 
päiſchen Gradmeſſung hat das geodätiſche Inſtitut diejenigen 
Arbeiten auszuführen, welche ihm durch die permanente Kom⸗ 
miſſion aufgetragen werden. Als ſolche find bisher in Aus⸗ 
ſicht genommen: ' 

1) Zur Sicherung der nothwendigen Gleichförmigkeit der 
zu vereinigenden geodätiſchen und aſtronomiſchen Be— 
ſtimmungen fol das Inſtitut durch ſeine eigenen Beo⸗ 
bachter und vermittelſt ſeiner eigenen Inſtrumente Nach⸗ 
meſſungen von Polhöhen, Azimuthen, Längen⸗Unter⸗ 
ſchieden, Pendellängen u. ſ. w. vornehmen laſſen. 

2) Es ſoll metronomiſche Arbeiten ausführen zur Herſtel⸗ 
lung einer gemeinſamen geodätiſchen Maß⸗Einheit, zur 
Vergleichung der angewandten Baſis-Apparate und zur 
Beſtimmung der Ausdehnungs⸗Koeffizienten. 

3) Es ſoll die in den einzelnen Ländern ausgeführten Be⸗ 
rechnungen der Koordinaten der Haupt- Sternwarten 
und ſonſtigen aſtronomiſch beſtimmten Hauptpunkte in 
ganz Europa verbinden, um die Grundlage für die Un⸗ 
terſuchung der Krümmungsverhältniſſe des Erdtheiles 
herzuſtellen. 

Es iſt dem Inſtitute geſtattet, mit feinen Inſtrumenten 
und Beobachtern die geſammten geodätiſchen und aſtronomiſchen 
für die Gradmeſſung erforderlichen Arbeiten oder einzelne Ab- 
ſchnitte derſelben in denjenigen fremden Staaten, welche dies 
beantragen, auf deren Koſten auszuführen. 

9. 8. Das geodätiſche Inſtitut beſorgt als Zentralbüreau 
den Druck und die Verſendung der Protokolle und ſonſtigen 
Verhandlungen der permanenten Kommiſſion und der General⸗ 
Konferenzen, ſowie der eingelieferten Berichte. 

Beziehungen des geodätiſchen Inſtitutes zum Zen- 
tral⸗Direktorium der Vermeſſungen im Preußiſchen 
Staate. 

§. 9. Der Präſident des geodätiſchen Inſtitutes nimmt 
als Kommiſſar des Miniſters der geiſtlichen ꝛc. Angelegenheiten 
an den Berathungen und Geſchäften des Zentral-Direktoriums 
der Vermeſſungen im Preußiſchen Staate Antheil. 

Nach Maßgabe des 8. 4 der Allerhöchſt beſtätigten Orga⸗ 
niſations⸗Statuts für das Zentral-⸗Direktorium der Vermeſſun⸗ 
gen im Preußiſchen Staate vom 11. Juni 1870 erſtattet der 


Präſident dem Zentral⸗Direktorium Anzeige über beabſichtigte und 

ausgeführte Meſſungen. Von den Publikationen des Inſtitutes 

werden dem Zentral⸗Direktorium je zwei Exemplare überreicht. 
Wiſſenſchaftlicher Beirath des Inſtitutes. 

8.10, Um die Erfüllung der dem Inſtitute übertragenen 
Aufgaben möglichſt vollſtändig zu ſichern, ſteht dem Präſiden⸗ 
ten ein wiſſenſchaftlicher Beirath zur Seite. 

Ein Mitglied deſſelben wird auf Vorſchlag des Präſiden⸗ 
ten, die übrigen bis zu einer Zahl von fünf auf Vorſchlag der 
Königlichen Akademie der Wiſſenſchaften durch den Miniſter der 
geiſtlichen ꝛc. Angelegenheiten ernannt. 

Die Vorſchläge ſind auf Vertreter der Geodäſie, Mathe⸗ 
matik, Aſtronomie, Phyſik und Technik zu richten. 

Die Akademie hat bei ihren Vorſchlägen freie Wahl unter 
den innerhalb des Deutſchen Reiches wohnhaften Gelehrten und 
Technikern, mit Ausſchluß der Mitglieder von Gradmeſſungs⸗ 
Kommiſſionen und Gradmeſſungs-Behörden. Eine beſtimmte 
Vertheilung der Mitgliederſtellen auf die einzelnen vorgenann⸗ 
ten Fächer iſt nicht erforderlich; jedoch ſoll in erſter Linie auf 
Geodäten von Fach Rückſicht genommen werden. 

8. 11. Die Ernennung zum Mitgliede des wiſſenſchaftlichen 
Beirathes erfolgt auf jedesmal drei Jahre. 

Nach Ablauf der Ernennungszeit oder beim Ausſcheiden 
eines Mitgliedes durch Tod oder freiwilligen Austritt iſt der 
Präſident, beziehungsweiſe die Akademie durch den Miniſter 
alsbald zur Einreichung eines Vorſchlages für die erledigte Mit⸗ 
glied⸗ Stelle aufzufordern. Mitglieder, deren Ernennungszeit 
abgelaufen iſt, können ſogleich wieder vorgeſchlagen werden. 

§. 12. Der Präſident des geodätiſchen Inſtitutes beruft 
und leitet die Verſammlungen des wiſſenſchaftlichen Beirathes 
und führt deſſen Geſchäfte, ſoweit fie nicht durch beſondere Be⸗ 
ſchlüſſe anderen Mitgliedern übertragen werden. Beſchlüſſe wer⸗ 
den durch einfache Mehrheit der Abſtimmenden gefaßt. Bei 
Stimmen⸗Gleichheit entſcheidet der Vorſitzende. 

Mittheilungen an die Mitglieder, Berathungen und Abe 
ſtimmungen erfolgen entweder mündlich oder ſchriftlich. 

Inſoweit das gegenwärtige Statut keine beſonderen Be⸗ 
ſtimmungen enthält, bleibt die Feſtſtellung der Geſchäftsordnung 
dem wiſſenſchaftlichen Beirathe ſelbſt überlaſſen. 

Der Präſident iſt verbunden, wenn er einen Antrag an 
den vorgeordneten Miniſter in Betreff ſolcher Gegenſtände rich⸗ 
tet, über welche eine Verhandlung des Beiraths ſtattgefunden 
bat, die Aeußerung des letztern mit feinem Antrage zuſammen 
einzureichen. 

§. 13. Alljährlich im Laufe des Monats März hat der 
Präſident den wiſſenſchaftlichen Beirath zu einer Plenar-Ver⸗ 
ſammlung im Dienſtlokale des Inſtitutes zuſammen zu berufen. 

Der Termin und die Tagesordnung iſt den Mitgliedern 
vier Wochen vorher ſchriftlich mitzutheilen. 

Regelmäßige Verhandlungs-Gegenſtände für dieſe Ver⸗ 
ſammlung ſind folgende: 

1) Berichterſtattung des Präſidenten über die Arbeiten des 
Inſtitutes während des laufenden Geſchäftsjahres und 
Vorlage der daraus abgeleiteten Reſultate. 

2) Vorlage des allgemeinen Arbeitsplanes des Inſtitutes 
für das nächſte Geſchäftsjahr. 

3) Begutachtung der in dem Etat des Inſtitutes etwa 
nöthigen Veränderungen. 

4) Begutachtung über Arbeiten und Einrichtungen, für 
welche außerordentliche Bewilligungen beantragt wer⸗ 
den müſſen. 


721 Preußen: Statut für das geodätiſche Inftitut. Vom 22. Septbr. 1877. 


Preußen: Geſchüftsanweiſ. f. d. Armenpflege Berlins. V. 6. Septbr. 1875. 722 


5) Auswahl derjenigen Arbeiten, welche unter den im Be⸗ 
reiche der Thätigkeit des geodätiſchen Inſtitutes vor⸗ 
handenen ſich für die Zwecke der Gradmeſſung eignen 
und eventuell Beſchlußfaſſung über die daran vorzuneh⸗ 
menden Vervollſtändigungen und Verbeſſerungen. 

6) Beſprechung der Anträge, welche der Präſident an die 
permanente Kommiſſion oder die General-Konferenz der 
Europäiſchen Gradmeſſung zu richten beabſichtigt. 

Der Präſident und jedes andere Mitglied iſt berechtigt, 
noch anderweitige dem Zwecke der Einſetzung des Beirathes ent⸗ 
ſprechende Anträge zur Verhandlung zu ſtellen. Jedoch iſt die 
Verhandlung derſelben nur in dem Falle nothwendig, wenn 
ſie bis zum 1. Februar dem Präſidenten eingereicht und von 
ihm in die den Mitgliedern bei der Einladung mitzutheilende 
Tagesordnung aufgenommen worden ſind. Andernfalls befin⸗ 
det die Verſammlung, ob fie die Verhandlung ſogleich vorneh— 
men oder auf eine ſpätere Zuſammenkunft verſchieben will. 

8.14. Außer der regelmäßigen jährlichen Verſammlung 
finden nach Bedürfniß weitere Plenarſitzungen zur Erledigung 
der dem Beirathe obliegenden Geſchäfte und zur Verhandlung 
über Anträge des Präſidenten oder einzelner Mitglieder ſtatt. 
Die Einladung dazu iſt unter Mittheilung der Tagesordnung 
ſpäteſtens vier Wochen vor dem Tage der Verſammlung den 
Mitgliedern ſchriftlich zuzuſtellen. Mit der Behandlung einzel⸗ 
ner Gegenſtände und Fragen können durch beſonderen Beſchluß 
einzelne Mitglieder beauftragt werden. 

§. 15. An den Plenarverſammlungen nehmen die Sek⸗ 
tions⸗Chefs des Inſtitutes zur Berichterſtattung und mit bera⸗ 
thender Stimme Theil. 

Wenn der Präſident an der Theilnahme an einer Sitzung 
verhindert iſt, fo kann er ſich durch einen Sektions⸗Chef derge⸗ 
ſtalt vertreten laſſen, daß dieſer an ſeiner Stelle einfaches 
Stimmrecht erhält. 

Der Vorſitz und das Recht der Entſcheidung bei Stimmen⸗ 
Gleichheit gehen in dieſem Falle auf ein von der Verſammlung 
für dieſe Sitzung zu wählendes Mitglied über. 

§. 16. Die Mitglieder des wiſſenſchaftlichen Beirathes er⸗ 
halten Reiſekoſten und Diäten für ihre Theilnahme an den 
außerhalb ihres Wohnortes ſtattfindenden Konferenzen, ſowie 
Erſatz ihrer etwaigen baaren Auslagen. 

§. 17. Alljährlich nach der regelmäßigen Verſammlung im 
Monat März überreicht der wiſſenſchaftliche Beirath der König⸗ 
lichen Akademie der Wiſſenſchaften einen Jahresbericht über 
ſeine Thätigkeit zur Kenntnißnahme. 

Vertretung bei den General-Konferenzen der Euro— 
päiſchen Gradmeſſung. 

§. 18. Die Vertreter Preußens bei den General-Konferen⸗ 
zen der Europäiſchen Gradmeſſung werden auf den Vorſchlag 
des Präſidenten des geodätiſchen Inſtitutes und des wiſſen⸗ 
ſchaftlichen Beirathes von dem Miniſter der geiſtlichen ꝛc. Anz 
gelegenheiten für jede einzelne Konferenz beſtimmt. 

Beſetzung der Stellen im geodätiſchen Inſtitute. 

§. 19. Der Präſident des geodätiſchen Inſtitutes wird auf 
Vorſchlag der Akademie der Wiſſenſchaften von dem Könige er⸗ 
nannt. Die Akademie hat ſich mit Rückſicht auf die Funktion 
des Präſidenten als Präſident des Zentralbüreaus der Euro⸗ 
päiſchen Gradmeſſung vor Aufſtellung ihres Vorſchlages mit der 
permanenten Kommiſſion der Europäiſchen Gradmeſſung in Ver⸗ 
bindung zu ſetzen, und wenn möglich, mit ihr ein Einverſtänd⸗ 
niß über die geeignetſte Perſönlichkeit zu erzielen. 


9. 20. Die Vorſchläge für die Beſetzung der Stellen der 


Sektions⸗Chefs und der feſtangeſtellten Aſſiſtenten des geodäti⸗ 


ſchen Inſtitutes legt der Präſident zunächſt dem Beirathe zur 
Begutachtung vor und unterbreitet ſie mit der Aeußerung deſ— 
ſelben dem Miniſter der geiftlichen ꝛc. Angelegenheiten. 

Vorſtehendes Statut tritt mit dem 1. November d. J. 
in Kraft. 

Berlin, den 22. September 1877. 

Der Miniſter der geiſtlichen ꝛc. Angelegenheiten. 
Falk. 


Geſchäfts⸗Anweiſung für die mit der öffentlichen Armenpflege 
Berlins betrauten ſtädtiſchen Organe. Vom 6. September 1875. 
(Fortſetzung aus Nr. 46, Spalte 712.) 

3. Wird der Aufenthalt unter Umſtänden begonnen, durch 
welche die Annahme der freien Selbſtbeſtimmung bei der Wahl 
des Aufenthaltsortes ausgeſchloſſen wird, ſo beginnt der Lauf 
der zweijährigen Friſt erſt mit dem Tage, an welchem dieſe 
Umſtände aufgehört haben. 

Treten ſolche Umſtände erſt nach Beginn des Aufenthaltes 
ein, ſo ruht während ihrer Dauer der Lauf der zweijähri⸗ 
gen Friſt. 

4. Als Unterbrechung des Aufenthaltes wird eine freiwillige 
Entfernung nicht angeſehen, wenn aus den Umſtänden, unter wel⸗ 
chen ſie erfolgt, die Abſicht erhellt, den Aufenthalt beizubehalten. 

5. Der Lauf der zweijährigen Friſt ruht während der 
Dauer der von einem Armenverbande gewährten öffentlichen 
Unterſtützung. Er wird unterbrochen durch den von einem Ar⸗ 
menverbande geſtellten Antrag auf Anerkennung der Verpflich⸗ 
tung zur Uebernahme eines Hilfsbedürftigen. 

Zu einem derartigen Antrage und zur Verſagung der 
Fortſetzung des Aufenthaltes iſt ein Armenverband berechtigt, 
wenn ſich nach dem Anzuge die Nothwendigkeit einer öffentli— 
chen Unterſtützung offenbart, bevor der neu Anziehende an dem 
Aufenthaltsorte einen Unterſtützungswohnſitz erworben hat, und 
die Gemeinde nachweiſt, daß die Unterſtützung aus anderen 
Gründen als wegen nur vorübergehender Arbeitsunfähigkeit 
nothwendig geworden iſt. 

Die Unterbrechung erfolgt mit dem Tage, an welchem der 
alſo geſtellte Antrag an den betreffenden Armenverband oder 
an die vorgeſetzte Behörde eines der betheiligten Armenverbände 
abgeſandt iſt. 

Die Unterbrechung gilt als nicht erfolgt, wenn der Antrag 
nicht innerhalb zweier Monate weiter verfolgt oder wenn der— 
ſelbe erfolglos geblieben iſt. 

§. 55. B. Durch Verehelichung. 

1. Die Ehefrau theilt vom Zeitpunkte der Eheſchließung 
ab den Unterſtützungswohnſitz des Mannes. 

2. Wittwen und rechtskräftig geſchiedene Ehefrauen be⸗ 
halten den bei Auflöſung der Ehe gehabten Unterſtützungswohn— 
ſitz ſo lange, bis ſie denſelben nach den Vorſchriften des §. 57 
verloren oder einen anderweitigen Unterſtützungswohnſitz nach 
Vorſchrift des §. 54 ad 1 bis 5 erworben haben. 

3. Als ſelbſtſtändig in Beziehung auf den Erwerb und 
Verluſt des Unterſtützungswohnſitzes gilt die Ehefrau auch wäh: 
rend der Dauer der Ehe, wenn und ſo lange der Ehemann ſie 
böslich verlaſſen hat, ferner wenn und ſo lange ſie während 
der Dauer der Haft des Ehemannes, oder in Folge ausdrück⸗ 
licher Einwilligung deſſelben, oder kraft der nach den Landes— 
geſetzen ihr zuſtehenden Befugniß vom Ehemanne getrennt lebt 
und ohne deſſen Beihilfe ihre Ernährung findet. 
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§. 56. C. Durch Abſtammung. 

1. Cheliche und den ehelichen geſetzlich gleichſtehende Kin⸗ 
der theilen, vorbehaltlich der Beſtimmung ad 3 dieſes §. den 
Unterſtützungswohnſitz des Vaters ſo lange, bis ſie denſelben 
nach Vorſchrift des §. 57 ad 1b bis 6 verloren, oder einen an⸗ 
derweitigen Unterſtützungs⸗Wohnſitz nach Vorſchrift des §. 54 
ad 1 bis 5 erworben haben. 

Sie behalten dieſen Unterſtützungs-Wohnſitz auch nach dem 
Tode des Vaters bis zu dem vorſtehend gedachten Zeitpunkte, 
vorbehaltlich der Beſtimmung ad 2 dieſes $. 

2. Wenn die Mutter den Vater überlebt, ſo theilen nach 
Auflöſung der Ehe durch den Tod des Vaters die ehelichen 
und die den ehelichen geſetzlich gleichſtehenden Kinder den Un⸗ 
terſtützungs⸗Wohnſitz der Mutter in dem Umfange ad 1 die⸗ 
ſes §. Gleiches gilt im Falle des §. 54 ad 3, ſofern die Kin⸗ 
der bei der Trennung vom Hausſtande des Vaters der Mut⸗ 
ter gefolgt ſind. 9 

3. Bei der Scheidung der Ehe theilen die ehelichen und 
die den ehelichen geſetzlich gleichſtehenden Kinder in dem Um⸗ 
fange ad 1 dieſes $. den Unterſtützungswohnſitz der Mutter, 
wenn dieſer die Erziehung der Kinder zuſteht. 

4. Uneheliche Kinder theilen in dem Umfange ad 1 die⸗ 
ſes §. den Unterſtützungswohnſitz der Mutter. 

8. 57. Verluſt des Unterſtützungswohnſitzes. 

1. Der Verluſt des Unterſtützungswohnſitzes tritt ein durch: 

a) Erwerbung eines anderweitigen Unterſtützungswohn⸗ 
fißes, 

bp) zweijährige ununterbrochene Abweſenheit nach zu: 
rückgelegtem vierundzwanzigſten Lebensjahre. 

2. Die zweijährige Friſt läuft von dem Tage, an wel⸗ 
chem die Abweſenheit begonnen hat. 

Durch den Eintritt in eine Kranken-, Bewahr⸗ oder Heil⸗ 
Anſtalt wird jedoch die Abweſenheit nicht begonnen. 

Beim Geſinde gilt der hier übliche vierteljährliche Umzugs⸗ 
termin als Anfang der Abweſenheit, ſofern nicht zwiſchen die⸗ 
ſem Termine und dem Tage, an welchem die Abweſenheit wirk⸗ 
lich beginnt, ein mehr als ſiebentägiger Zeitraum gelegen hat. 

3. Iſt die Abweſenheit durch Umſtände veranlaßt, durch 
welche die Annahme der freien Selbſtbeſtimmung bei der Wahl 
des Aufenthaltsortes ausgeſchloſſen wird, ſo beginnt der Lauf 
der zweijährigen Friſt erſt mit dem Tage, an welchem dieſe 
Umſtände aufgehört haben. 

Treten ſolche Umſtände erſt nach dem Beginne der Abwe⸗ 
ſenheit ein, ſo ruht während ihrer Dauer der Lauf der zwei⸗ 
jährigen Friſt. 

4. Als Unterbrechung der Abweſenheit wird die Rückkehr 
nicht angeſehen, wenn aus den Umſtänden, unter welchen ſie er⸗ 
folgt, die Abſicht erhellt, den Aufenthalt nicht dauernd fortzuſetzen. 

5. Die Anſtellung oder Verſetzung eines Geiſtlichen, Leh⸗ 
rers, öffentlichen oder Privat-Beamten, ſowie einer nicht blos 
zur Erfüllung der Militärpflicht im Bundesheere oder in der 
Bundes⸗Kriegsmarine dienenden Militärperſon gilt nicht als 
ein die freie Selbſtbeſtimmung bei der Wahl des Aufenthalts- 
ortes ausſchließender Umſtand. 

6. Der Lauf der zweijährigen Friſt ruht während der 
Dauer der von einem Armenverbande gewährten öffentlichen 
Unterſtützung. 

Er wird unterbrochen durch den von einem Armenver— 
bande auf Grund der Beſtimmung im F. 54 ad 5 geſtellten An⸗ 
trag auf Anerkennung der Verpflichtung zur Uebernahme ei⸗ 
nes Hilfsbedürftigen. Die Unterbrechung erfolgt mit dem Tage, 


an welchem der alſo geſtellte Antrag an den betreffenden Ar⸗ 
menverband oder an die vorgeſetzte Behörde eines der bethei- 
ligten Armenverbände abgeſandt iſt. Die Unterbrechung gilt 
als erfolgt, wenn der Antrag nicht innerhalb zweier Monate 
weiter verfolgt, oder wenn derſelbe erfolglos geblieben iſt. 

8.58, Wenn Perſonen, welche im Geſindedienſte ſtehen, 
Geſellen, Gewerbegehilfen, Lehrlinge an dem Orte ihres Dienft: 
verhältniſſes erkranken, ſo hat der Orts-Armenverband des 
Dienſtortes die Verpflichtung, den Erkrankten die erforderliche 
Kur und Verpflegung zu gewähren. Ein Anſpruch auf Erſtat⸗ 
tung der entſtehenden Kur- und Verpflegungs⸗Koſten, bezie⸗ 
hungsweiſe auf Uebernahme der Hilfsbedürftigen gegen einen 
anderen Armenverband erwächſt nur, wenn die Krankenpflege 
länger als ſechs Wochen fortgeſetzt wurde, und nur für den 
über dieſe Friſt hinausgehenden Zeitraum. Dem zur Unter⸗ 
ſtützung an ſich verpflichteten Armenverbande muß ſpäteſtens 
ſieben Tage vor Ablauf des ſechswöchentlichen Zeitraumes Nach 
richt von der Erkrankung gegeben werden, widrigenfalls die Er: 
ſtattung der Koſten erſt von dem, ſieben Tage nach dem Eingange 
der Nachricht beginnenden Zeitraum an, gefordert werden kann. 

Schwangerſchaft an ſich iſt nicht als eine Krankheit im 
Sinne der vorſtehenden Beſtimmung anzuſehen. 


8.59. Jeder Hilfsbedürftige muß vorläufig von demjeni⸗ 


gen Armenverbande unterſtützt werden, in deſſen Bezirk er ſich 


beim Eintritte der Hilfsbedürftigkeit befindet. 

Die vorläufige Unterſtützung erfolgt vorbehaltlich des An- 
ſpruches auf Erſtattung der Koſten, beziehungsweiſe auf Ueber: 
nahme der Hilfsbedürftigen gegen den hierzu verpflichteten Ar- 
menverband. 

Die Armen⸗Kommiſſionen können daher lediglich aus dem 
Grunde, daß der Arme nicht der Kommune Berlin angehört, 
ihm die ſonſt für nöthig erachtete Hilfe nicht verweigern, müſ⸗ 
ſen ſolche aber auf das Allernothwendigſte beſchränken und der 
Armen-⸗Direktion ſofort nach möglichſter Ermittelung der Do: 
mizil⸗Verhältniſſe davon Anzeige machen. 

Perſonen, die ſich innerhalb des ſtädtiſchen Weichbildes 
auf Kähnen befinden und in die Lage kommen, der Fürſorge 
der öffentlichen Armenpflege zu bedürfen, iſt die erforderliche Hilfe 
gleichfalls zu gewähren, auch wenn fie der hieſigen Kommune 
nicht angehören. 

Es iſt aber in jedem Falle beſonders an die Armen-Di⸗ 
rektion zu berichten, um die Koſten wieder einziehen zu können. 

8.60. Das Intereſſe der Kommune erheiſcht eine äußerſt 
ſorgfältige und gründliche Beachtung der oft ſchwierigen Frage 
der Ortsangehörigkeit in jedem einzelnen Falle und wird des⸗ 
halb den Armen-Kommiſſionen die ſorgfältige Beachtung der 
betreffenden geſetzlichen Beſtimmungen, ſowie die genaue Aus- 
füllung der mit Rückſicht auf letztere neu entworfenen Frage⸗ 
bogen (Formular Nr. 4 für männliche, Formular 4a für weib⸗ 
liche Perſonen) dringend empfohlen, da die Armen-Direktion 
erſt dadurch in den Stand geſetzt wird, entſtehende Zweifel über 
die Ortsangehörigkeit zu löſen, reſp. zur Entſcheidung zu bringen. 

Insbeſondere iſt in den Fällen ſchleuniger Bericht zu er⸗ 
ſtatten, wo der Erwerb des Unterſtützungswohnſitzes durch Ver⸗ 
lauf der zwei Jahre des hieſigen Aufenthaltes bald bevorſteht, 
oder die Verpflichtung des früheren Wohnortes dem Erlöſchen 
nahe iſt. Auch wenn eine Unterſtützung nicht in baarem 
Gelde, ſondern durch Verabreichung freier Medizin, Bruchbän⸗ 
der ꝛc. oder durch ſonſtige Bewilligungen nachgeſucht wird, und 
ſich dabei die Nichtortsangehörigkeit ergiebt, iſt davon ſchleu— 
nigſt der Armen-Direktion Anzeige zu machen. 
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8. 61. Gerathen Militär-Perſonen, welche nicht ledig⸗ 
lich zur Erfüllung der allgemeinen Militärpflicht im Heere ge⸗ 
dient haben, nach ihrer Entlaſſung hierſelbſt in Hilfsbedürf⸗ 
tigkeit, und haben dieſelben nicht vermöge ihres früheren 
Dienſtwerhältniſſes eine Unterſtützung aus der Staatskaſſe zu 
beziehen, oder iſt ſolche für das obwaltende Bedürfniß unzu⸗ 
reichend, ſo muß die Kommune Berlin als Landarmen⸗Verband 
die Fürſorge für ſie übernehmen, es ſei denn, daß ſie in einer 
anderen Gemeinde als Mitglieder ausdrücklich aufgenommen 
worden ſind oder nach ihrer Entlaſſung anderswo in einem 
Gemeinde- oder Gutsbezirke einen Unterſtützungs-Wohnſitz er⸗ 
worben haben. 

Die Fürſorge für die Wittwen und Waiſen der im 
Dienſte verſtorbenen Militärperſonen hieſiger Garni⸗ 
ſon fällt — wenn dieſelben ihren Wohnſitz hier behalten — 
gleichfalls der hieſigen Armenpflege zu. Indeß iſt in jedem 
einzelnen derartigen Falle von den Armen-Kommiſſionen ge⸗ 
nau zu ermitteln, ob und welche Beihilfe für die obengedachten 
Perſonen bereits aus Staats- oder anderen Fonds gezahlt 
wird, um darnach die Höhe der Unterſtützung aus Kommunal⸗ 
mitteln zu bemeſſen, reſp. ganz zu verſagen. 

Hierbei iſt die Kaiſer-Wilhelms-Stiftung für deutſche In⸗ 
validen zu beachten, welche bezweckt: 1) den im Kampfe gegen 
Frankreich oder in Folge deſſelben durch Verwundung oder 
Krankheit ganz oder theilweiſe erwerbsunfähig gewordenen 
Kriegern der deutſchen Land- und Seemacht, 2) den Angehö⸗ 
rigen der in dieſem Kampfe gefallenen oder in Folge deſſelben 
geſtorbenen oder ganz oder theilweiſe erwerbsunfähig gewor⸗ 
denen Krieger nach Bedürfniß Hilfe und Unterſtützung zu ge⸗ 
währen. In ähnlicher Weiſe ſorgt die Viktoria-National-In⸗ 
validen⸗Stiftung für die Invaliden aus dem Jahre 1866. 

8.62. Die Wohlthaten des Potsdam'ſchen Militär— 
Waiſenhauſes find für verpaiſte Kinder ſolcher Väter be⸗ 
ſtimmt, welche bei der Armee in Reih' und Glied geſtanden 
haben. Dieſe Wohlthaten beſtehen darin, daß Knaben in das 
Militär⸗Waiſenhaus zu Potsdam oder Annaburg und Mäd- 
chen in das Waiſenhaus zu Pretzſch aufgenommen werden, 
oder daß auf die Kinder ein Pflegegeld gezahlt wird. 

Sie müſſen während des Soldatenſtandes des Vaters ehe- 
lich geboren oder durch die ſpätere Verheirathung ihrer Eltern 
legitimirt ſein; doch können in beſonderen Fällen ausnahms⸗ 
weiſe auch ſolche Kinder berückſichtigt werden, die nach der 
Entlaſſung ihrer Väter vom Militär geboren ſind. 

Die Aufnahme in die gedachten Anſtalten erfolgt mit vol⸗ 
lendetem 6ten und bis zum vollendeten 12ten Jahre. 

Die Zahlung der Pflegegelder kann ſchon mit dem erſten 
Lebensjahre beginnen, und währt in der Regel bei Waiſen von 
Unteroffizieren und Gemeinen bis zum l4ten Jahre, von Of⸗ 
fizieren und Militärbeamten etwas länger. 

8.63. Der Antrag auf die Wohlthaten des Militär⸗Wai⸗ 
ſenhauſes muß durch Dürftigkeit begründet und mit folgenden 
Zeugniſſen begleitet ſein: 

1) dem Taufſchein des Kindes, 

2) einer ärztlichen Beſcheinigung, daß es die natürlichen 

oder Schutzpocken gehabt hat, 

3) dem Todtenſchein des Vaters, und wenn beide Eltern 

verſtorben, auch dem Todtenſchein der Mutter, 

4) dem Nachweis, daß der Vater beim Militär geſtanden, 

bei welchem Truppentheile, in welcher Charge und zu 
welcher Zeit. 


Iſt der Vater im Militär verſtorben, ſo erfolgt der An⸗ 
trag von dem betreffenden Truppentheile; iſt er nach ſeiner 
Entlaſſung verſtorben, von der Ortsbehörde. 

Im letzteren Falle haben daher die Armen-Kommiſſionen 
unter Einſendung der erforderlichen Zeugniſſe an die Armen⸗ 
Direktion zu berichten, um für Militärwaiſen die ihnen zu⸗ 
ſtehenden Wohlthaten zu vermitteln. 

§. 64. Die Veteranen- und Invaliden⸗Unterſtüt⸗ 
zungs⸗Kommiſſion des Magiſtrats unterſtützt ſolche dürftige ehe⸗ 
malige Freiwillige und Landwehrmänner aus den Jahren 
1813/15, die vor dem Eintritte in das Befreiungs-Heer hier 
ihren Wohnſitz hatten, die Kriegsdenkmünze beſitzen, erweislich 
durch die Feldzüge invalide geworden ſind und nach Beendi⸗ 
gung derſelben nicht weiter gedient haben; ferner die Wittwen 
der im Felde gefallenen oder in den Lazarethen verſtorbenen 
Freiwilligen und Landwehrmänner aus den Jahren 1813/15, 
wenn ſie im Wittwenſtande verblieben ſind. 

Gedachte Kommiſſion verabreicht baare laufende und ex⸗ 
traordinaire Unterſtützungen, letztere namentlich bei Mangel an 
Kleidung, Wäſche, Nachtlager, Feuerungsbedarf, bei der Ein⸗ 
ſegnung von Kindern, bei Arbeitsloſigkeit, bei Krankheit und 
in Sterbefällen bis zu 30 Mark zur Beſtreitung der Beerdi⸗ 
gungs⸗Koſten. 

Freie Kur, Bäder, Bruchbandagen, Brillen ꝛc. werden da⸗ 
gegen für die vorgedachten Perſonen auf die gewöhnliche Weiſe 
von den Armen⸗Kommiſſionen bewilligt. 

Nach dem Tode eines Invaliden wird deſſen Familie aus 
der ſtädtiſchen Invaliden- und Unterſtützungs⸗Kaſſe nicht weiter 
unterſtützt, ſondern geht zur Armenpflege über, wenn ſie der 
Fürſorge bedarf. 

In gleicher Weiſe haben auf die Unterſtützung Seitens 
der Veteranen: und Invaliden-Unterſtützungs-Kommiſſion des 
Magiſtrats auch die hilfsbedürftigen invalide gewordenen hier 
ortsangehörigen Theilnehmer am Kriege gegen Dänemark im 
Jahre 1864 Anſpruch, ſowie die hilfsbedürftigen hinterbliebe⸗ 
nen Familien Derjenigen, welche im Gefechte getödtet worden 
oder in Folge einer Beſchädigung im Kriegsdienſte reſp. einer 
durch den Kriegsdienſt veranlaßten Krankheit vor ihrer Entlaſ—⸗ 
ſung in ihre Heimath Berlin verſtorben ſind. 

Unter Hinterbliebenen ſind die Wittwen und die ehelichen 
Kinder unter 14 Jahren zu verſtehen; Kinder aber über 14 
Jahre, ſowie Verwandte in aufſteigender Linie und Geſchwiſter 
ſind nur inſoweit zu berückſichtigen, als ſie von dem im Kriege 
Gefallenen nach geſetzlichen Vorſchriften unterhalten werden 
mußten und zur Zeit ſeines Todes bereits hilfsbedürftig wa⸗ 
ren. — Alle dieſe bei den Kriegen im Jahre 1813/15 und 
1864 Betheiligten ſind ſonach mit ihren Unterſtützungs-Geſu⸗ 
chen der Regel nach an die vorerwähnte Magiſtrats-Kommiſ⸗ 
fion zu verweiſen. Dagegen liegt den Herren Armen-Kommiſ⸗ 
ſions-Vorſtehern ausſchließlich die Pflicht ob, die Quittungen 
dieſer Betheiligten über den Empfang ihrer Benefizien Seitens 
jener Magiſtrats-Kommiſſion zu beſcheinigen, um die gleich⸗ 
zeitigen Zahlungen aus verſchiedenen ſtädtiſchen Kaſſen an die⸗ 
ſelbe Perſon zu kontroliren, reſp. zu verhindern. 

§. 65. Wenn auch als Regel aufgeſtellt iſt, daß alle in 
Berlin ortsangehörigen Perſonen im Falle ihrer Bedürftigkeit 
der Kommunal-Armenpflege zur Laſt fallen, ſo tritt doch dieſe 
Fürſorge immer erſt dann nach dem Geſetze ein, wenn dazu 
kein Anderer (Verwandter, Dienſtherrſchaft, Stiftung u. ſ. w.) 
verpflichtet und vermögend iſt. 
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$. 66. Die Vorſteher von Korporationen und anderen ju⸗ 
riſtiſchen Perſonen ſind verpflichtet, auf Erfordern der Gemein⸗ 
debehörden Auskunft über den Betrag der Unterſtützungen zu 
ertheilen, welche einem Hilfsbedürftigen des Gemeindebezirkes 
aus den unter ihrer Verwaltung ſtehenden, einem Zwecke der 
Wohlthätigkeit gewidmeten Fonds gewährt werden. 

Mit Rückſicht hierauf iſt die ſorgfältige Ausfüllung der be⸗ 
treffenden Punkte in dem Fragebogen nothwendig, damit ein: 
tretenden Falls die Armen-Direktion die nöthige Auskunft von 
den vielen hierorts beſtehenden Stiftungen und Wohlthätigkeits⸗ 
Vereinen einziehen kann. Es iſt zu beachten, daß die hieſige 
franzöſiſch-reformirte Gemeinde eine eigene mit bedeutenden 
Mitteln ausgeſtatte Armenpflege hat. 

Die Mitglieder dieſer Gemeinde ſind daher, wenn ſie bei 
unſeren Armen⸗Kommiſſionen Unterſtützung nachſuchen, unmit⸗ 
telbar an ihre eigene Armenpflege zu verweiſen; erſt wenn dieſe 
nachweislich ihre Hilfe verweigert, iſt der Armen⸗Direktion zur 
weiteren Veranlaſſung Bericht zu erſtatten. 

8.67. Bei dem hieſigen Franzöſiſchen Konſiſtorium wird 
ein Buyrette'ſches Legat verwaltet, aus welchem jährlich nach 
freier Wahl des gedachten Konſiſtorii einige deutſche Familien, 
jede mit 150 Mark unterſtützt werden. 

Die Vertheilung ſoll nicht blos nach den Bedürfniſſen 
ſchamhafter Armen geſchehen, ſondern vorzüglich zur Aufhilfe 
ſolcher Familien gereichen, welche dadurch verhindert werden 
können, in ſchlechte Umſtände zu verſinken, wogegen davon aus: 
geſchloſſen iſt, wer irgend eine Penſion oder laufende Unterſtüt⸗ 
zung erhält oder ſich in dem Zinsgenuß eines Kapitals von 
6000 Mark befindet. 

Vorſchläge zur Theilnahme an dieſem Legate können die 
Armen⸗Kommiſſionen gegen Mitte des Monats Juli jeden Jah⸗ 
res den betreffenden Parochial-Konſiſtorien oder dem Sekretair 
der franzöſiſch-reformirten Kirchen-Gemeinde zugehen laſſen. 
Wenn eine gutachtliche Aeußerung über anderweitig in Vor⸗ 
ſchlag gebrachte Perſonen gewünſcht werden ſollte, ſo iſt eine 
ſolche von den Kommiffionen nach beſtem Wiſſen abzugeben. 

§. 68. Wenn ein verarmter Jude die Hilfe unſerer 
Armenpflege nachſucht, jo iſt ein ſolcher Seitens der Armen⸗ 
Kommiſſionen ſo zu behandeln wie ein anderer Einwohner. 

Da jedoch die jüdiſche Gemeinde, abgeſehen von vielen 
wohlthätigen Stiftungen, eine eigene Armenpflege eingerichtet 
hat und aufrecht erhält, ſo iſt die Möglichkeit in's Auge zu 
faſſen, daß Geſuchſteller ſowohl die ſtädtiſche als die jüdiſche 
Armenpflege zugleich in unzuläſſiger Weiſe in Anſpruch nehmen. 

Die Armen ⸗Kommiſſionen haben daher ihre Recherchen 
ſpeziell auf dieſen Punkt zu richten und der Armen⸗Direktion 
von jedem, die Unterſtützung eines jüdiſchen Einwohners betrefz 
fenden Falle ungeſäumt Anzeige zu machen, damit die erfor⸗ 
derliche Nachfrage an die jüdiſche Armen-Kommiſſion gerichtet 


werden kann. j 


| 
| 
| 
| 


§. 69. Von der Kleemann'ſchen Stiftung, welche unter der 
Verwaltung der Armen-Direktion ſteht, iſt ein Theil der Revenüen 
zur Unterſtützung israelitiſcher Armen beſtimmt. 

Die den Armen-Kommiſſionen zugehenden Geſuche ſolcher 
Armen um Unterſtützung aus jenem Fonds ſind einer Prüfung 
zu unterwerfen und der Armen-Direktion mit Gutachten zur 
Verfügung einzureichen. 

8.70. Die Dom-Gemeinde hat zwar keine für ſich ab⸗ 
geſchloſſene Armenpflege — wie die franzöſiſche Gemeinde und 
die Judenſchaft —, jedoch für das Bedürfniß ſoweit zureichende 
Mittel, daß die Armen-Kommiſſionen nur ausnahmsweiſe nö⸗ 
thig haben werden, die Unterſtützung von armen Mitgliedern 
der Domgemeinde zu übernehmen und ſolchen Mitgliedern, die 
von der Domgemeinde ſchon unterſtützt werden, in beſonderen 
Nothfällen eine Beihilfe zu gewähren. 

Für verſchämte Arme der Domgemeinde verwenden ſich die 
Armen⸗Kommiſſionen bei dem Dom⸗Kirchen⸗Kollegium und fie 
ſelbſt werden ſolche gar nicht zu unterſtützen nöthig haben. 

Die Domgemeinde beſitzt in der Georgenſtraße Nr. 22 ein 
Hospital für etwa 40 Frauen und einige Männer nebſt einer 
Abtheilung für Kranke. 

§. 71. Das Dom⸗Kirchen⸗Kollegium läßt die laufenden und 
extraordinairen baaren, ſowie die Natural-Unterſtützungen auf 
ſchematiſirte Zettel verabreichen, welche von den Armen-Kom⸗ 
miſſions-Vorſtehern vorher geſtempelt werden, wodurch ihnen 
Gelegenheit gegeben werden ſoll, die Leute kennen zu lernen. 
Wenn gegen die Bedürftigkeit des Einen oder Anderen etwas 
zu erinnern ſein ſollte, ſo iſt davon dem Dom-Kirchen-Kolle⸗ 
gium Nachricht zu geben, die Stempelung des Zettels aber 
nicht zu verweigern. (Fortſetzung folgt.) 


Die „Deutſche Schulzeitung“, 
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enthält in Nr. 46: 


TI 


2 welcher sich von dem 
Werthe des illustrirten Buches: 
Dr. Airy’s Naturheilmethode 
(100. Aufl.) überzeugen will, 
erhält einen Auszug daraus 
auf Franco-Verlangen gratis 
und franco zugesandt von Rich- 
ter’s Verlags-Anstalt in Leipzig. 
— Kein Kranker versäume, sich 
den Auszug kommen zu lassen. 


Tunit EST KALARAERUELPENENFLHIFERL EEE NLUFAN 


[136] 


Ohne Medicamente: 


Rheumatismus, Lähmungen 


werden ſicher geheilt, ſelbſt veralteter Gelenkrheumatismus, viele Krampfzuſtände, alle 
f oe ertheilt Auskunft und liefert Beweiſe gratis Bin franco: 


Auf gef. 


nervöſen Uebel, als Neuralgie, Migräne, Hyſterie ıc. 
II. Drews, Berlin S., Louiſen⸗Ufer 27. [137] 


Neu! Tele 


Phon. 35 Neu! 


Gratis und franco verſchicke ich, auch in mehreren Exemplaren, meinen 


Iflluſtrirten Weihnachts⸗Anzeiger WE 


über optiſche Inſtrumente (Schul⸗Mikroskope à 2 und 4 Mart) und phyſikaliſche Apparate. 


Der Anzeiger enthält redactionelle Empfehlungen vieler pädagogiſcher Zeitſchriften. U. 


Drews, Berlin S., Louiſen⸗Ufer 27. [138 
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